Damiger Dampfboot 


M 273. 
Sonnabend, den 21. November. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Übonnementspreis bier in der Expedition 
wi Portechaiſengaſſe No. 5. 
za e auswärts bei allen Königl. Poftanftalten 


artal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


1863. 


Zuſter Jahrgang. 


Snferate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer'sCentr.⸗Ztgs.⸗ u. Ann onc.⸗Bür. 
In Leipzig: Illgen & Fort. 3 

In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Celegraphiſche Depeſchen. 
amburg, 20. November. 
a Mine) wurde hier eine Volksverſammlung, 
beſtehend zwig⸗Holſteinern und hieſigen Einwohnern 
licher N im der Vorſtadt St. Pauli, wegen bedroh⸗ 
— ar Altonas, an drei verſchiedenen Orten von 
fi olizei aufgelöst. Die Volksverſammlung zog 
hierauf über die Alſter nach Uhlenhorſt zurück, 

und erließ von dort aus eine Adreſſe an den Erb- 
* von Auguſtenburg und an den Herzog von 
Stkars⸗Veths, den letztern auffordernd, ſich an die 

— des Volkes zu ſtellen. Es beißt, daß eine 
;werſammlung ſchleswig⸗ holſteiniſcher Ständemitglieder 
in — hieſigen Hotel ſtattgefunden habe. 

21. Nov. Vierundzwanzig Stän 
haben geſtern in Kiel an ENG nn, 
verſammlung um ſchleunigſten Schutz der Landescechte 
zu bitten. Das Geſuch iſt bereits abgegangen. Die 
Anderen ſind wegen des Verbots jeder Zuſammen⸗ 
kunft nicht erſchienen. Die Abgeordneten ſind auf⸗ 
gefordert, ſich dem Geſuch anzuſchließen. 

Wien, 20. November. 
Das geſtrige Abendblatt des „Wanderer“ enthält ein 
erliner Telegramm aus authentiſcher Quelle wonach 
der Erbprinz Friedrich von Auguſtenburg ſich per⸗ 
ſönlich an den Kaiſer von Defterrei gewendet hat 
behufs Unterſtützung der von ihm geltend gemachten 
Anſprüche auf die Erbfolge in Schleswig⸗Holſtein. — 
Das Unterhaus bat am Donnerſtag den Vertrag, 
betreffend die Ablöſung des Scheldezolls, genehmigt. 
ondon, Freitag 20. November. 
Nach Berichten aus Shanghai vom 9. v. Mts. 
erwartete man, daß der Major Gordon nächſtens 
die Stadt Soochow angreifen werde. Verſtärkungen 
* aus Taihſang und Quinſan dorthin geſchickt. 
= Radrihten aus Japan lauten ungünſtig; bewaff⸗ 
N zeigen ſich in der Gegend von Nan- 
Kriege‘ atſuma und andere Fürſten rüſten ſich zum 
. Stockholm, 20. November. 

m nach Carlserona gegangen, die Schrau⸗ 

Bunge ** machen und die Kriegsdampfer 
1 und „Gelfle“ aus dem atlantiſchen Meere 


zurück zu berufen. i ; 
ſed 1 Dinemaf Tr 9 über den Todes⸗ 


Ha * . 
u er Ab 
6. Sigung, geordneten. 


am 19. 
Am Miniſtertiſche: v. Nodember. 


Bod 
Fassen „Graf Culenbung ung ug dene 
ommiſſar: Regierungs-Aſſeſſor D E 
Sun gan Mever. 4 ſſeſſor Dr. Jacobi, und Ober⸗ 
ſchlußberathung über die Vero 
en 1863, beieffend das Verbot von a, dom iſten 
3 itj&riften. (Referent Abg. Dr. Simſon. Gore und 
bg. Dr. Gneift.) Der Antrag des Referenten in sie 
„Das Sans der Abgeordneten wolle beicyliegen. nt: 
— eller Grund des Art. 63 der Verfafjunge-Urkunde 
Das Haus der Abgeordneten verſagt de 
Bezugnahme auf Art. 63 der Verfaſſung enen 
* a — 1. Juni 1863 — Genebmigun 
. Auf Grund e 
in ertläten: es Art. 106 der Verfaſſungsurkunde 
1) Die Verordnung vom 1. Juni 1863 war weder 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, 
noch zur Beſeitigung eines ungewöhnlichen Noth⸗ 
ſtandes erforderlich. 
u Beſchränkung der Preßfreiheit könnte auf 
— Wege der Verordnung überhaupt nichterfolgen. 
3 e Verordnung vom 1. Juni 1863 iſt auch ihrem 
uhalte nach der Verfaſſung zuwiderlaufend. 


2) 
%) 


‚Referent Abg. Dr. Simfon: Die Mitglieder des 
„Vereins zur Wahrung der verfaſſungsmäßigen Preß⸗ 
Freiheit“ haben mit einer vorgeſtern eingegangenen 
Petition die von ihnen eingeholten Gutachten der Rechts- 
Fakultäten zu Heidelberg, Kiel und Göttingen überreicht, 
da ſie begreiflicherweiſe Anſtand nahmen, ein ſolches von 
einer „preußiſchen Juriſtenfakultät einzufordern.“ Dieſe 
Gutachten ſind gedruckt in Ihren Händen. Dieſelben 
find alle drei einig darüber, daß die Verordnung vem 
1. Juni nicht nöthig war zur Aufrechthaltung der öffent- 
lichen Ordnung oder zur Beſeitigung eines Noihſtandes 
und daß fie der Verfaſſung zuwiderläuft; fie differiren 
nur in Betreff unweſentlicher Punkte. Es wird mir 
geſtattet fein, das, was ich zu fagen habe, daran an⸗ 
zuknüpfen. 

Zwei Artikel der Verfaſſung find ee, die zunächſt in 
Betracht kommen: der Art. 63, welcher die Oetreyirungen 
von Verordnungen geſtattet, und der Art. 106, welcher 
die Prüfung der Rechtegültigkeit ſolcher Verordnungen 
zwar leider den Behörden entzieht, aber eben des balb die 
Kammern zu um ſo eingehenderer Prüfung auffordert. 
Unſer Antrag bezieht ſich in ſeinem erſten Theile auf 
Art. 63, in ſeinem zweiten auf Art. 106. Redner gebt 
nun zunächſt auf die Entſtehungsgeſchichte des Art. 63 
ein. Derſelbe ſei bekanntlich aus dem Art. 105 der 
octroyirten Verfaſſungsurkunde entſtanden; die Aufgabe 
der Reviſionskammer ſei geweſen, dem darin enthaltenen 
vagen Satze: „wenn die Kammern nicht verſammelt 
ſind, können Verordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen 
werden, die den Kammern bei ihrem Zufammentritt zur 
Genehmigung vorzulegen ſind“, eine ſcharfe und ſtrenge 
Grenze zu geben. Dies ſei zwar nicht vollſtändig er- 
reicht, aver doch an die Stelle jener vagen Befugniß die 
ſehr begrenzte des Art. 63 getreten. Die Zabl der 
Octroyirungen auf Grund jenes Art. 105 babe in den 
8 Monaten vom Dezember 1848 bis Auguſt 1849 nicht 
weniger als 18 betragen, die derjenigen auf Grund des 
I Bigen Arkels 63 dagegen in den faſt 14 Jahren ſeit dem 
Januar 1850 mit Elnſchluß der jetzt dem Haufe vor⸗ 
liegenden nur fünf. 

Von den Erforderniſſen des Art. 63, fährt Redner 
fort, will ich mit demjenigen beginnen, welches thalſäch. 
lich vorhanden war, daß die Kammern zur Zeit des Er⸗ 
laſſes nicht verſammelt waren. Denn es liege zu Tage, 
daß, wenn die Kammern am 27. Mai aufgelöft, fie am 
1. Juni nicht mehr verſammelt find. (Heiterkeit.) Es iſt 
freilich ein wunderlicher Gezenſatz, daß das Staatemini⸗ 
ſterium in der Motivirung der Verordnung von der 
Erregtheit der letzten Jahre ſpricht. — Die Verordnung 
iſt mit dem 1. Juni d. J. in Kraft getreten; ich will 
nicht unterſuchen, ob in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze 
über die Publikation der Geſetze vom 3. April 1843, oder 
nicht; aber fie iſt erſt putlicirt am 3. Juni, fie hatie alſo 
bereits zwei Tage Geltung. Als wir uns am 28. Mai 
trennten, da lag wohl eine Octroyirung in der Luft; das 
ſagten wir uns Alle. Aber ich meine, es iſt nach Lage 
der Geſetzgebung undenkbar, daß vom 28. Mai bis 1. Juni 
ſich ein „Nothſtand“ geltend machte. Ich verſtehe die 
Worte: „wenn die Kammern nicht verſammelt ſind“ 
dahin: „wenn den Bedürfniſſen der öffentlichen Ordnung 
und der Beſeitigung des Noıhitandes während der An- 
weſenheit derſelben mit deren Zuſtimmung nicht genügt 
werden konnte“, d. h. ich ſehe in der Nichtanweſenheit 
der Kammern ein Moment des Nothſtandes, ein Element 
dieſes Nothſtandes. Wer daher die Kammer wegſchickt, 
um dann zu ectroyiren, der macht dieſes Element des 
Nothſtandes (Beifall), der ihn unwillkürlich überkom⸗ 
men muß. 

Die Verordnungen aus Art. 63 find weiter zu er- 
laſſen unter Verantwortlichkeit des geſanemten Staats- 
miniſteriums; contraſignirt wurden die Geſetze auch 
unter der Herrſchaft des Abſolutiemus. Das iſt alſo nicht 
maßgebend. Weit entfernt, daß jetzt die Miniſterver⸗ 
antwortlichkeit fehlt, — es fehlt nur das Miniſterverant⸗ 
wortlichkeits geſeß. Ob nun um dieſes Fehlens willen 
der Miniſterveran!wortlichkeit ſelbſt etwas im Wege ftebt, 
iſt eine Frage. Aber dieſe Frage iſt nicht, ob wir an- 
nehmen, es gebe eine Realiſirung der Verantwortlichkeit, 
ſondern ob Sr. Moj. Regierung dies annimmt. Und 
die Regierung Sr. Majeſtät verneint dieſe Frage; fie 
behauptet, außer dem Könige Niemandem, keinem preu⸗ 
ßiſchen Gerichts hofe verantwortlich zu fein. Nun, wenn 
ich mit der Regierung die Frage verneinend beantworte, 
fo füge ich, dieſer Regierung fehlt ein Reg iſit der Ari. 63. 


(Beifall.) Ich meine, die wirkliche Geltung der Miniſſer⸗ 
verantwortlichkeit iſt das untrennbare Gorrelat der Prär 
rogative der Krone im Art. 63. Beides oder Keines 
(Beifall.) 

Das dritte Requiſit des Art. 63 iſt, das die cerey⸗ 
irte Verordnung der Verfaſſung nicht zuwider ſei. Wenn 
irgendwo, lebne ich mich hier an die drei Gutachten an. 
Eine ſelche Verordnung läuft der Verfaſſung zuwider, 
wenn fie etwas beftimmt, was matexiell auch ein Geſetz 
nicht beſtimmen konnte, oder wenn die Verordnung etwas 
zu beſtimmen unternimmt, was die Verfaſſung nur in 
einem Geſetze beſtimmt wiſſen will. 8 

Ich gebe auf die Verwarnungen ſelbſt über, welche 
die Folge der Verordnung geweſen ſind. Was haven 
dieſelben genutzt? Trotz allen Rühmens von der uneig , 
nen, preußiſchen Pelink find fie nichte, als nicht eben 
gelungene Nachahmungen franzöfiiher Muſter. Nun, 
ein guter, deuliſcher Mann kann keinen Franzmann lei- 
den! doch nicht bles ſeine Weine, ſondern auch andere 
gute Dinge ſcheinen Manchen anzumunden. (Heiterkeit. 

Die Verwarnungen überragen die Oppoſitionspreſſe 
weitaus an agitateriſcher Kraft. Mich dünkt, ich babe 
in meinem Leben nicht ſinnloſere, auftegendeie Ausfüh⸗ 
rungen geleſen, als die Verwarnungen enibalten. (Leb⸗ 
hafte Zuſtimmung.) Man kommt faft auf den Gedan⸗ 
ken, die Verfaſſer derſelben ſeien von den eniſchiedenſten 
Feinden der Regierung beſtechen worden, fo zu ſchreiten. 
(Beifall.) In einem unermeßlticken Kreiſe iſt die 
Ueberzeugung verbreitet, daß die Verordnung der Verfaſſung 
zuwiderläuft; könnte man ſich da wundern, wenn im 
Publikum die Frage angeregt wird, wie die ausführen 
den Beamten zu ihrem Verfaſſungseide ſich ſtellen ? 
(Beifall.) Zwar find nach Art. 136 der Verfaſſuyg die 
Behörden ausgeſchleſſen von der Prüfung der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit der Verordnungen, aber vor dem Eide des 
einzelnen Menſchen finden teine Bedenken Raum, ibn 


dieſer Prüfung zu entziehen. (Beifall.) Es heißt 
auch hier: „Iriet euch nicht, Gott läßt ſich nicht 
ſpotten!“ 


Das Miniſterium Manteuffel verfuhr bei feinen 
Octroyirungen maßvell im Verhältniß zur j Higen Re⸗ 
gierung; es ging nicht weiter, als wo es auf die Zu⸗ 
ſtimmung feiner. Kammern boffen konnte. Aber die 
j tige Regierung — bis an Grenzen, die fie ſelbſt auf 
die Dauer nicht aufrecht erhalten zu können eingeftebt, 
geht fie mit dieſer Vererdnung, zu welcher fie die Zus 
ſtimmung dieſer Kammer wahl nicht erwartet. Wel den 
Verderb für die öffentliche Sittlichkeit ſchafft Me nicht, 
wenn ſie zwingt, zwiſchen den Zeilen zu ſchreiten und 
zu leſen! Die Klagen über die ſchlechte Prefie find 
nicht älter, als die über ſchlechte Politik. (Höri) Ein 
berübmter Finanzminiſter des Julikönigs ſagte einmal 
im Jahre 1850: „Macht aute Politik, fo will ich Euch 
gute Finanzen machen!“ Ich ſage: Macht gute Polis 
tit, fo werdet ibr eine gute Preſſe haken. (Lebhafter 
Beifall.) Zu weſſen Schaden gereicht es wohl, wenn 
die Staatsanwaliſchaft einſchreitet gegen die eppoſitſonelle 
Preſſe und nicht gegen die auf Seiten der Regierung. 
Auf die Juſtiz dürfen Verwaltungszüchſichten keinen Einfluß 
haben; zur Politik läßt ſich biefelbe nur mißdrauchen, 
nickt gebrauchen. (Brave) Die Juſtiz iſt die ſtärkſte 
deutſche Grundlage der Monarchie, ſetzen Sie die Krene 
nicht dem Verdacht aus, daß ſie der Juſtiz nicht ver⸗ 
traue! — Darum laſſen Sie uns mit den Waffen des 
Geſetzes bekämpfen, was die Regierung in der Verleitung 
des Augenblicks, im Widerſpruch mit den Geſetzen ver⸗ 
ordnet hat, laſſen Sie uns den Abſchluß, den unſere 
politiſchen Kämpfe im Jahre 1850 gefunden batem, 
nicht wieder in Frage ſtellen. Nach dieſen einleitenden 
Bemerkungen erſuche ich Sie, ſich unſerem Antrage in 
allen feinen Punkten anſchtießen zu wellen. (Bravo!) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er 
frage, ob nach der Uſance des Hauſes die beiten Re⸗ 
ferenten hinter einander das Wort ergreifen, oder ob die 
Discuſſton bereits nach dem Vortrage des Referenten 
ihren Anfang nehme. 

Präſident Grabow: Er ſei der Anſicht, daß die 
beiden Referenten unmittelbar nach einander zu hören 
und demnächſt die Diecuſſion zu eröffnen ſei. 
C0orreferent Abgeordneter Dr. Gneiſt: Die beiden 
Referenten hätten ſich nicht nur über ihre Anträge, 
ſondern auch über ihre Gründe geeinigt. — 
Nachdem der Referent dieſe Gründe überzeugend darge⸗ 
legt habe, würde für ihn nur übrig bleiben zu erzänzen 


oder zu recapituliren und er wolle deshalb gegenwärtig 
auf das Wort verzichten, behalte ſich daſſelbe jedoch für 
den Schluß der Debatte vor. 

Regierungs⸗Commiſſar Dr. Jacobi: Der erſte 
Einwand des Referenten gegen die Verordnung ſei die 
Verfaſſungswidrigkeit. Die R'gierung ſei bei Erlaß der 
Verordnung in der vollen W:berzeugung geweſen, daß 
ſie ſich auf dem Boden der Verfaſſung befinde, und ſie 
halte dieſe Uebeczeugung auch in dieſem Augenblicke feſt. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er wiſſe 
nicht, ob bei Artikel 63 der Verfaſſung eine authentiſche 
Interpretation über das Wort „Nothſtand“ gegeben ſei, 
er glaube es nicht. Schon geſtern babe er im andern 
Hauſe ausgeführt, daß er einen Nothſtand nicht nur 
darin finde, wenn das Brod theuer ſei, oder wenn öffent 
licher Aufruhr ausgebrochen ſei; er finde einen Noth. 
ſtand auch in der Verirrung der Gemüther. Wenigſtens 
habe die Regierung ſich von der Befürchtung nicht lei⸗ 
ten laſſen, daß in dieſem Augenblick die Stimmung zu 
einem gewaltſamen Ausbruche führen werde, aber es ſei 
ein Riß durch das ganze Land gegangen und dieſer Ritz 
ſei als einer der ärgſten Nothſtände betrachtet worden. 
(Bravo rechts.) Aus dieſen Gründen habe die Staats- 
regierung geprüft, nach welcher Seite hin die Sache am 
geſchickteſten und erfolgreichſten anzufaſſen ſei. Die Re⸗ 
gierung habe ſich ſagen müſſen, daß die Pieffe einen 
weſentlichen Antheil an der Beunruhigung der Bevöl⸗ 
kerung habe; er glaube auch, daß nicht Einer im Hauſe 
fei, der nicht zugeben müſſe, daß der Zuſtand der Preſſe 
damals ein anomaler geweſen ſei. (Widerſpruch.) Wenig 
Blätter exiſtiren, denen es darum zu thun wäre, eine 

olisifhe Ueberzeuzung, eine Doktrin zu vertreten; wir 
Ben nur Annoncenblätter, welche auf die Neugier des 

ublikums ſpeculirten und Mittheilungen publieirten, 
wenn ſie auch völlig falſch ſeien. (Beifall rechts). Wenn 
man einen ſolchen Zuſtand befeitigen könne, fo erwerbe 
man ſich in den Augen aller Parteien ein Verdienſt. 
Die Regierung glaube das Richtige getroffen zu haben. 
Der Eniſchluß habe ſchnell gefaßt werden müſſen, damit 
in Bezug auf die bevorſtehenden Wablen noch ein Ein⸗ 
Kuß auf die Preſſe ausgeübt werden konnte. 

Der Präfident verlieſt die Rednerliſte; da in dieſelbe 
fi) Graf v. Francken⸗Sierstorff als Redner für die Spe⸗ 
cialdebatte habe einſchreiben laſſen, macht der Präſident 
eltend, daß eine Specialdebatte nicht ftattfinden könne. 
Aeg. Reichenſperger bittet, dieſe Frage bis nach 
Schluß der Generaldebatte offen zu balten. Nach einer 
Gezenbemerkung des Abg. Wirch ow beſchließt das Haus, 
nur eine Discuſſion (alſo nicht in General- und Spe⸗ 
cialdiscuſſion getrennt) ſtattfinden zu laſſen. Als erſter 
Redner gegen den Antrag des Referenten erhält das Wort: 

Abg. Wagener (Neuſtettin): Der Landtag war zur 
Zeit der Verordnung nicht verſammelt; man ſagt zwar, 
die Regierung hätte ihn wieder einberufen können, allein 
das wäre unzweckmäßig geweſen, weil das Abgeordneten. 
haus ſicher ſeine Zuſtimmung verweigert hätte, und weil 
die Haltung deſſelten zum Theil jelbit den Nothſtand 
begründet hat. Die Contraſignatur der Miniſter iſt 
außer Zweifel. Es liegt mir alſo nur noch ob, die 
beiden anderen verfaſſungsmäßigen Erforderniſſe zu prü⸗ 
fen. Bei der Prüfung, ob ein Nothitand vorhanden iſt, 
ſind die geiſtigen und moraliſchen Grundlagen in Betracht 
zu ziehen. Unſere öffentlichen Zuſtände waren depra⸗ 
virt; ein Anhänger der demokratiſchen Parthei ſchildert 
den Zuſtand der Preſſe dahin, daß fie nur eine in⸗ 
duſtrielle Kapital⸗Anlage ſei, und daß ihr nichts heilig 
ſei, als das Geld. Das ſagt ein Demokrat. (Allſeitiger 
Ruf: Namen! Namen!) Laſſalle! (Schallendes an⸗ 
haltendes Gelächter!) Lachen Sie, meine Herren, aber 
ich verſichere Sie, wenn Sie nicht das Glück gehabt hätten, 
eine Regierung zu befigen, die dem herabrollenden Rade 
in die Speichen fiel, würden fie ſelbſt bei einer ſtarken 
Regierung Schutz haben ſuchen müſſen. Meine Herren, 
wir rechnen ſchon lange nicht mehr mit der Partei, die 
ſich Fortſchrittspartei nennt, aber, wenn nicht aufgelöſt, 
ſo doch in voller Auflöſung begriffen iſt. Sie wird ſich 
zwar nicht ſo ſchnell auflöſen, wie die Parthei der „neuen 
Aera“, die heute nur noch nach der Zahl der Grazien 
und Muſen zählt. (Heiterkeit) Aber ſie wird ſich tren⸗ 
nen in eine Partei des paſſiven Widerſtandes und eine 
der Aktion und zwar der Aktion mit dem Munde, und 
einer andern Aktion, die mit einem Theile des menſchli⸗ 
chen Körpers agitirt. Den Notbſtand erkennen fie im 
Grunde alle an, nur wollen Sie ihm nach dem Grund» 
ſatz similia similibus haben, während die Regierung ſich 
für das Syſtem der niederſchlagenden Pulver eniſchieden 
hat. (Heiterkeit!) Und obenein haben fie den Nothſtand 
noch dadurch erſchwert, daß Sie der Regierung die Mit⸗ 
tel zu einer offiziellen Preſſe verweigert baben, welche 
den Preßausſchreitungen hätte entgegenwirken können. 
Die Verordnung hat die liberale Preſſe nicht vernichtet, 
aber ſie hat herausgeſtellt, daß der liberalen Preſſe das 
Verlegercapital höher ſteht, als ihre politiſchen Ueber ⸗ 
zeugungen, und daß ſie keinen einzigen Märtprer aufe 
zuweiſen bat (Ruf: Oſtdeutſche Zeitung. ) 

Das Haus wird der Verordnung ſeine Genebmigung 
verſagen, aber ich hoffe, die Regierung wird ſich dadurch 
auf dem betretenen Wege nicht beirren laſſen. (Hört, hört!) 
Die Preſſe kann nie freier fein, als ſie verdient, aber fie 
iſt auch ſtets ſo frei, wie fie es verdient. Die Regierung 
aue will ſie Herr im Lande bleiben, Herr bleiben auch 
über die Preſſe. (Bravo rechts!) ) 

Abg. Dr. Virchow: Er habe nach den Erklärungen 
des Miniſters erwartet, daß die Mitglieder der Partei, 
welche der Regierung nahe ſtehe, hier zeigen würden, wie 
man diskutiren folle, um den Beifall der Regierung zu 
erhalten. Statt deſſen könne er jetzt nur conſtatiren, daß 
der Abg. für Neuſteitin nur das wiederholt, was er auch 
anderweit bereite mehrfach ausgeführt habe. Er habe 
gehofft, daß der Miniſter das Haus aufklären würde über 
141 ehr beunruhigenden Aeußerungen, die nach ſeiner 

cht unvereinbar ſeien mit dem Eide auf die Ver⸗ 
faſſung. (Lebhafter Zuruf.) Er müſſe bekennen, er be⸗ 
greife nicht, wie Jemand, der gewagt habe, an die Stelle 


Heiterkeit des Hauſes unterbrochen. 


der Verfaſſung die Königliche Diktatur ſetzen zu wollen, 
ſich anmaßen könne, eine Partei anzuſchuldigen, die auf 
dem Boden der Verfaſſung ſtehe. Ee überlafje ibn ſeinem 
neuen Bundeszenoſſen Laſſalle. (Beifall.) „Wenn fie 
Simnlichkeit predigen, fo jollten Sie nicht kommen mit 
Leuten, die die Sinlichkeit darſtellen, wie fie Laſſalle und 
die Mitarbeiter der Neuen Preußiſchen Z itung und der 
Berliner Revue repräſentiren!“ (Lebbafter Beifall.) Ein⸗ 
ſpruch müſſe er erheben gegen die Art und Weiſe, aus 
den Gaͤtachten zu eitiren; ein lehrreiches Beiſpiel, wie 
man citiren ſolle, wenn man den entgeſetzten Eindruck 
erzeugen wolle von dem, was in dem Citate gemeint ſei. — 
Wenn die Herren Miniſter ſich entſchließen könnten, 
einmal incognito ins Ausland zu gehen, würden ſie ſehen, 
welchen Haß und welche Verachtung die Preß⸗Verordnung 
erregt habe. — Man have der liberalen P effe den Vor— 
wulf gemacht, daß fie nicht die Goura,e gehabt, ihr 
Capital aufs Spiel zu ſetzen! Wit haben keine Pleſſe, 
die jubventiomirt, die von der Partei gemacht wird; wir 
baben eine Preſſe, die von ſelbſt entſtanden iſt, die dem 
Bedürfniß des Volks genügt. Bis jetzt wenigſtens habe 
den Mitarbeitern dieſer Preſſe noch Niemand den Vor⸗ 
wurf gemacht, daß ſie etwa käuflich ſei, daß man ſie mit 
einer Rente von ſo und ſoviel jährlich kaufen könne. 
(Beifall.) „Im Gegentheil weiſen wir mit Stelz darauf 
bin, daß unsere Preſſe freiwillig eniſtanden iſt und aus 
Patriotismus arbeiter" (Widerſpruch zur Rechten.) Wenn 
Sie (zur Rechten gewendet) den Patriotismus anzwei⸗ 
feln, ſo ſollten Sie das nur in gewiſſen Kreiſen thun, 
nicht vor dem Volke, das Ihnen den Vorwurf des man⸗ 
gelnden Patriotismus immer zutück eden wird. Ihte 
Königstreue iſt, wie Stahl ſagte, eine feudale Treue; 
nur wie ein warmer, belebender Hauch ſollte die wirken, 
aber Sie haben ſie wie einen kalten Eiſenhauch in das 
Verfaſſungsleben hineingeiragen, daß daſſelde daran 
krankt, vielleicht untergeht. Der Staat ſoll nicht blos 
ſich erhalten, ſondern die Aufgabe erfüllen, zu der er 
berufen. Eine Regierung aber, die nur für Neuwahlen 
ſorgt und darüber jene Aufgabe und die Gefahren des 
Vaterlandes vergißt, die hat keine andere Aufgabe, als 
ihre Stelle niederzulegen. (Lebhafter Beifall.) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Was die 
von dem Vorreduer gebrauchten Ausdrücke: die Beamten 
ſeien unfähig zur Erthetlung von Verwarnungen; das 
Verfahren des Polizeipräſidenten fei ein kraſſes, betreffe, 
fo halte er dieſelben nicht für parlamentariſch und wür⸗ 
den dieſelben einer Zeitung unfehlbar eine Verwarnung 
zugezogen haben. (Anhaltende Heiterkeit). Was die 
Urtheile des Auslandes betreffe, auf die der Redner ſich 
berufen, fo halte er bei innern, bei Verfaſſungskriſen, 
es überhaupt für bedenklich, auf ſolche ein auzugroßes 
Gewicht zu legen. Das nüchternſte Volk, die Engländer, 
hätten nicht einmal eine Idee über das, was dei uns 
vorgehe. (Ruf: ſehr richtig!) Der gegenwärtige Ver- 
faſſungsconfliet müſſe als eine causa domestica betrachtet 
werden. (Bravo der Feudalen.) 

Abg. Graf Wartens leben: Er frage bei dem 
vorliegenden Gegenſtande nicht nach juriſtiſchen Schlüſſen; 
die Frage ſei lediglich zu bemeſſen nach der Rücklicht 
auf das Wohl des Vaterlandes. Der Verfaͤſſungseid, 
den die Abgeordneten zu leiſten hätten, gelte dem Könige 
und der Verfaſſung. Wenn man dieſen Eid zergliedern 
wolle, dann müfje der eine oder andere Theil, dem er 
gelte, nothwendig geſchädigt werden. Derjenige, der den 
Hauptton auf das königliche Recht lege, werde natur⸗ 
emäß dem Abſolutismus zuſtreben. Derjenige, der mit 
fariſtiſcer Schärfe in allen Fragen der Verfaſſung vor- 
anſtelle, werde nothwendig Vaterland und Königthum 
ſchädigen. Das wolle man aber doch nicht. Wenn man 
der Regierung den Erlaß der Verordnung als Vexfaſ- 
ſungsbruch anrechne, jo nehine man ihr, aber auch jeder 
ukünftigen Regierung eine Waffe aus der Hand in den 
Ae der Gefahr. (Unruhe.) In friedlichſten Lande der 
Welt, in England, könne der Redner 3. B. ſich den Ab⸗ 
druck feiner im Parlament gehaltenen Rede verbitien ; 
ja das Parlament könne eine Wiedergabe der Reden 
überhaupt bei Gefängnißſtrafe verbieten. Bei uns könne 
Alles, was hier geſprochen werde, auch draußen nachge⸗ 
druckt werden. & wäre der Meinung, daß dies nicht 
geſchehen dürfte. (Heiterkeit.) 

Abg. Hahn (Ratibor). Auf die Gefahr hin, eine 
Verſündigung gegen die allbewährten Geſetze der Inter⸗ 
pretation zu begehen, wolle er ſich gegen die Anträge der 
Referenten erklären. Der Referent habe ſich auf die 
Gutachten der drei juriſtiſchen Fakultäten bezogen, gegen 
deren Autorität ſchon Vieles geltend gemacht worden ſei. 
Der Redner ſucht zunächſt einen Widerſpruch zwiſchen 


dem Gutachten der Heidelberger und Kieler Fakallät 


nachzuweiſen und hebt demnächſt hervor, daß die drei 
Fakunäten außerhalb des preußiſchen Staats ſtänden und 
mit der Entwickelungsgeſchichte deſſelben wohl nicht fo 
bekannt ſeien, wie es zur Aufgabe eines ſolchen Gut⸗ 
achtens erforderlich ſei. Die Gutachten entbehien ſomit 
der weſenilichſten Grundlage, der vollſtändigen Kenuiniß 
der Sachlage, und fie könnten deshalb nicht als Auto- 
rität hingeſtellt werden. Er glaube, ohne den Gutach ten 
zu nahe zu treten, daß diejenigen, welche dieſelben gefor- 
dert hätten, die Herren Reimer und Gneiſt, ſelber viel 
beſſere Gutachten gemacht hätten. Der Redner geht 
demnächſt zu der Frage über, ob der Erlaß der Verord- 
nung gerechtfertigt geweſen ſei und ob es nothwendig 
ſei, biclelbe auch für die Zukunft aufrecht zu erhalten. 


Die Staatsregierung habe mit vollem Rechte einen außer-“ 


ordentlichen Nothſtand behauptet. Ec wolle eine Aus- 
wabl von Z itungsartikeln mittheiten, welche das Vor- 
handenſein des Nothſtandes darlezgten. Der Redner 
verlieſt Artikel aus der Kölniſchen, Rheiniſchen, Magde⸗ 
burger, Berliner Börſen⸗, der Volks Zeitung 2. und 
wird oft durch den Ruf „ſehr richtig“ oder durch die 
Auch ertönt links 
der immer ſtärker werdende Ruf „Schluß“. Der Redner 
verſucht dann nachzuweiſen, daß die Verordnung nicht 
verfaſſungswidrig ſei, daß ſie höchſt ſegensreich gewirkt habe, 
da einzelne Zeitungen (Breslauer Zeitung, Poſener Zeitung) 


einen weit rubigeren Ton angenommen hätten. Wäbrend 
di ſer Rede hat der Miniſterpräſident v. Bismaſck am 
Miniſtertiſche Platz genommen, auch die Herren Minister 
v. Mühler und v. Selchow find im Laufe der Sitzung 
erschienen. — Auf einen Antrag der Abgg. Andie und 
Bresgen wird die Debatte geſchloſſen. 


Abg. Reichenſperger erklärt, daß er, da er nicht 
zum Worte gekommen ſei, nur gegen den Antrag 2. 
habe ſprechen wollen. 

Der Präfident proponirt Vertagung auf eine Halbe 
Stunde, um — es ift im Saale inzwiſchen ſchon zie m' 
lich duntel geworden — das Haus beleuchten zu laſſen? 
Correferent Gneiſt der den Schlußbericht übernommen, 
ertlärt, daß er hoͤchſtens eine balde Stunde ſprechen 
werde und ſteht darauf der Präſident von feinem Vor- 
ſchlage ab. — Während die Huiſſiers mit den Lampen 
eintreten und die Tribünen in die Schatten der Nacht 
verſinken, erhält das Wort 

Abg. Gneiſt (Correferent): Die Referenten dürfen 
ſich auf die drei Gutachten deuſcher Rechts fakultäten 
ſtützen, denn die Frage iſt eine Frage nach dem Recht 
deutſcher Landesherren, eine Frage deuiſcher Verfaſſun— 
gen überhaupt. Die Ausſteller der Gutachten bezreifen 
deuiſche Staatsrechtslehrer erſten Ranges in ſich. Wenn 
die königl. Staatsregierung gegen das Heidelberger Gut⸗ 
achten bemerkt, daß darin nichts Neues enthalten ſein 
ſollte, ſo iſt das ein Anerkenniniß, für das ich danke. 
(Sehr gu) Es iſt das höchſte, das dem Rechtsgut- 
achten, das dem rechtſchaffenen Manne, dem unbefange“ 
nen Verſtande der anerkannt eriten juriſtiſchen Autori⸗ 
tät Deutſchlands gezollt werden kann. Die Grundſätze 
verfaſſungsmäßiger Regierung find glücklicherweiſe nicht 
neu (lebhafte Zuſtimmung), auch ich würde mich glück⸗ 
lich ſchätz n, für mich und noch mehr für die Lage mei” 
nes Vanrlandes, wenn auch ich Fein Wort zu ſagen, 
hätte, welches neu wäre für das Wiſſen und Gewiſſen 
der Herren Miniſter. (Beifall.) Die Wahrheit, meine 
Herren, in rechtlichen Dingen iſt ſo ſchlicht, daß man 
nicht bitten und nicht heftig zu werden braucht, ſondern 
dem populären, dem rechtlich fühlenden Sinn der deut, 
ſchen Nation kann, Gott ſei Dank, der deuiſche Juriſt 
ganz ſchlicht entgegentreten. Die geſetzgebende Gewalt, 
ſowie fie früher vom König durch feinen Kanzler, Ge, 
heimen Raib, und ſpäter durch die Minifter geübt 
wurde, wird jetzt vom König geübt durch die beiden 
Häufer des Landtages. Es giebt aber nur eine geſetz ze“ 
bende Gewalt, und kann im heutigen Staat nur eine 
geben. Es folgt daraus, daß Verordnungen, welche der 
König jeßt durch feine Miniſter erläßt, der Geſetzgebung 
untergebednet find: fie find nur zur Ausfüdrung der 
Geſetze beitimmt, wie dies Art. 45 der Verf.- Urt. aus⸗ 
ſpricht. Verordnungen können alſo Nichts den Geſetzen 
Widerſprechendes enthalten; denn der König würde ich 
ſonſt ſeloſt widerſprechen. (Sehr gut!) Ein Geſetzge⸗ 
ber, der heute durch feinen Landtag einen Grundſaß 
ausſpräche und morgen durch feine Miniſter den entge“ 
gengeiepten Grundsatz, würde ſelbſt die Würde und das 
Auſehen der höchſten Gewalt tiefer untergraben, als a 
jogenannten Feinde des Königthums. (Bravo!) Es giebt 
auch keinen Grundſatz, welcher wohlthätiger und ſichern⸗ 
der für den Beſtand der Monarchie ſelbſt wirkte, als 
jene ausſchließliche Geltung der verfaſſungsmäßigen Ger 
ſutze. Unſere geſammte Grſetz zebung, wie fie als das 
Elbtheil von Menſchenaltern auf uns gekommen, il 
durch die Verfaſſung feierlich garantirt und beftätigt- 
Hätt die zeitige Regierung Aenderungen der Grundin', 
ſtilutionen des Landes für zweckmäßig, beanſprucht fie 
neue, den überkommenen Haushalisetat überſchreitende 
Ausgaben, fo iſt es ihre Sache, die Häuſer des Land⸗ 
tages durch überzeugende Gründe zur Annahme der. 
Aenderung zu beſtimmen, und jede Regierung hat dazu 
die Mittel der Ueberzeugung und des Einfluſſes in höher 
rem Maße, als irgend eine Partei, irgend eine Klaſſe, 
irgend ein Einfluß im Lande. Iſt dieſe Zuſtimmung 
nicht zu erlangen, ſo bleibt es bei den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen, bei dem hergebrachten Finanzzuſtand und bei dem 
hergebrachten Staatshaushalt. (Bravo) Dieſen Zur 
ftand des Verbleibhens nennt man im übrigen Europa 
„verfaſſungemäßige Regierung“, in Preußen heißt dieſer 
Zuſtand „Nothſtand.“ (Beifall.) g 

In dieſem Nothſtande, der unwillkürlich der Mittel⸗ 
punkt der heutigen Debatte geworden, in dieſen zwei 
Sylben iſt die ganze angebliche untösbare Situation 
einer preußiſchen Regierung zuſammengefaßt, und doch 
iſt die Pflicht des Königs, verfaͤſſungsmaßig zu regieren, 
in Preußen leichter ats irgend anderswo (Beifall): ſte 
bedeutet, ſich mit einem relativ guten Zuſtande zu ber 
gnüzen und dem gegenüber für den Augenblick einen 
Einzelwillen zurückzuſtellen. (Bravo.) Abweichend da⸗ 
von läßt die Verfaſſungs⸗Urkunde einen ganz anomalen 
Ausweg offen, der darin beſteht: in einem genau ber 
grenzten Falle di:fen Verordnungen, welche nur zur 
Ausführung der Geſetze beſtimmt find, einmal in Wider“ 
ſpruch treten mit den Geſetzen bis zum Zuſammentri 
der Kammern. Alle Verfaſſungen haben eine ſolche 
Ausweichung vom Geſetzesboden mit großem Mißtrauen 
behandelt, die reifſten Verfaſſungen geſtatten ſie gar nicht. 
In dem Ark. 63 unſerer Verfaſſung iſt dieſer Zuſtand 
eines Widerſpruchs zwiſchen Verordnung und Geſetz an, 
vier Bedingungen geknüpft, von welcher meiner Ueber- 
zeugung nach keine einzige erfüllt iſt. 


Die erſte Bedingung lautet: „Nur in dem Fall, 
wenn die Aufrechthaltung der offentlichen Sicherheit oder 
die Beſeitigung eines ungewöbnlichen Nolbſtandes es 
dringend eifoldett.“ Am 1. Juni d. J. war aber die 
öffentliche Sicherheit in keiner Weile, gefährden, von Tu- 
mulien, Zuſammenrottungen, Ungeborſam gegen die Obrig* 
keit, Gefahrdung des öffentlichen Friedens war wobl in 
keinem großen Lande weniger zu finden, als in Preußen. 
(Sehr wahr!) Das Wort „Noihſtand“ bat ſeit länger al 
einem Menſchenalter die ſcharf ausyenrägte zechtliche Be. 
deutung des Sprüchwortes: „Noth keunt kein G. bot. 
Es iſt der Zaſtand der von Außen herkemmenden Natur- 


gewalt, der Hungersnoih, der Waſſersnoth u. ſ. w. im 
. einer etwa durch er Handlungen 
dirten Noth. Die Wahrbeit iſt, daß am 1. Juni 
6 preußiſche Staalsminiſterium ſich in ſchweren Ver. 
en heiten befand mit den von ihm begonnenen Maß- 
775 Allein eine Verlegenheit der zeitigen Miniſter,iſt 
fs Nut kein Nothſtand, am wenigſten ein Nothſtand 
wi Volt und Land. — Das zweite Erforderniß einer 
ee ns ift: „daß die Kammern nicht verſammelt 
> Dies war dem Buchſtaben nach erfüllt, dem Sinne 
m nicht erfüllt. Der Nothſtand dauerte „bereits ſeit 
len Monaten“. Das Gutachten der Juriſtenfakultät 
el carakteriſirt dies Verfahren mit dem juriſtiſchen 
hund rug in fraudem legis. Eine geſetzgebende Verſamm⸗ 
ng kann eine ſolche Umgehung nimmermehr gutheißen. 
lic Das dritte Etforderniß iſt die Uebernahme der recht⸗ 
ide Verantwortlichkeit dafür durch alle Staats miniſter 
9 mt und ſonders. Grade in der Zeit aber, wo es 
rauf ankam, Ernſt zu machen mit dieſer Verantwort⸗ 
keit, dat das Miniſterium ſeine Mitwirkung zu dem 
— ührungegeſetz nachdrücklich verſagt. Ich meine, das 
5 2 15 Mißtrauen, welches jede politiſche Verſammlung 
— Notbvererdnungen haben muß, wird verdreifacht, 
vertan anittelbar vorber die Minister ſich weigern, ihre 
nehmen demäßige Verantwortlichkeit wirklich zu über- 
men. (Bravo) 
nogen 4 diefe Gründe werden aber endlich noch über- 
mals — den vierten. Nothverordnungen ſollen nie- 
Wider pr Verfaſſung zuwiderlaufen“. Sie dürfen in 
aber Ar treten mit Geſetzen zweiten Ranges, nicht 
inen a deten erften Ranges, welche zuſammengefaßt 
J — — Verfaſſung bilden. 
ſicht, ae aber noch weiter: Ich bin auch der Ans 
virtuell die Ro efordnung vom 1. Juni actnell und 
ſenilichſten \edereinführung der Cenſur iſt. Die we⸗ 
1 Ein en kmale derſelben ſind: 
durch nchen ang der Erzeugniſſe der Preſſe nicht 
nicht nach d. iche, ſondern durch Verwaltungsbeamte, 
Handlun 10 geſetzlichen Merkmalen einer ſtrafvaren 
einer G. ondern nach den unbeſtimmten Merkmalen 
Siinlich denn nuch kei für Staat, öffenuiches Wohl und 
verwaltung, ach dem Standpunkt einer zeitigen Staats- 
2) Eine Unterdrückung der nach dieſen Merkmalen 
ch Probebaltigen Preßartikel, nicht durch Gerichts. 
30 e Verwaltungsbehörden. 
die Ve e dae Yin 3 welches überhaupt 
e drei Merkmale tref en ür di 
terkn u für die Verordnun 
deer 1. Juni mit einer et Während nämlid 
e gewöbnlice Cenſur die einzelnen vorliegenden Preß⸗ 
erzeugnifie prüft, verwirft und ihre Veröffentlichung hin. 
dert, prüft dies dem bekannten Muſter der Avertiſſe⸗ 
ments entlehnte Verfahren die Geſammthaltung eines 
n Blattes, verwirft fie im Ganzen, und unter⸗ 
— egelde Anluernebmen für die Zukunft. Die 
fung a re iſt aber nur eine Verſchär⸗ 
Ich komme 


e den zur politiſchen Seite der Frage. 


N ch bei der Pre 
exorbitanteſte 3 1 Magee aufe Einf: 
zung, der Verfaſſung dom 31. Januar 1856 
zun der Art, 63 dabei die königliche Staatsre ierung 
an eine Reibe der allerbeſtimmteſten Recbieichranten bin» 
det, fo erſcheint es wohl als die erſte Pflicht ſich darüber 
auszumeifen. Zu dieſer Rechtfertigung iſt aber nicht 
0 Mere Verſuch gemacht, ſondern die beigefügte Denk- 
Da rebt ſich ausſchließlich um eine Anklage gegen die 
per zen der Preſſe, gegen angeblich „gefälſchte und ge⸗ 
— ge Oarſtellung und Auslegung des Regierungsband⸗ 
iR gen. Von den gesetzlichen Erforderniſſen des Art. 63 
N mit keiner Silbe weiter die Rede als durch Erwäh⸗ 
fen ® eines »ſchweren Nothftandes“, der darin beitehen 
— * die Regierung durch eine Gereiztheit der Stim- 
kön — je Bege zu einer Verſtändigung nicht habe finden 
dem Kön uch in dem Beritt, mit welchem der Entwurf 
mäßiateits überreicht iſt, wird die Geſetz. und Verfaſſungs⸗ 
re keinem Worte begründet, außer mit 2 
faſſangsmäßte de Miniſter feien überzeugt von der Ver⸗ 
dem Heren Diner Verordnung. Wir haben heute von 
legung von 2mal 24 &s Innern gehört, daß eine Ueber» 
leit zn machen tunden genügt hat, um die Minifter 
Ki rl eine Maßregel, deren ſchwere 
. Maß ene 0 enen nicht fremd ſein 
der abſoluten Verboſe letze 8 5 fie mußten, daß fie einem 
dr nabe gebe, daß fie Ba Verfaſſung mindeſtens 
deutſchen Nation, die geiſti de Güter bet 
ge ‚Breibeit in der Preſſe ge⸗ 


Bare Kata e 24 Stunden ſich über eine 
Erinnerungen des Unglücks der Boden alle die ominsſeſten 
(Stürmiſches . Bourbonenfamili a 
milde Bravo, dag, meine en ya ngen 
t die Weiſe, in der das preußiſche Volk e wahr 
. — hat, die Staatsverhältniſſe dier n Mur 
h davoh) Das iſt alſo die Garantie, die — * leben 
vg: Berfaffung, bietet. Eine Verſicherun Die ie 
Ii ole en endes, auf Parcle!  (Leihatee Brad 
N Der Zuſtand in einem europäiſchen Lande x 
— bun dend ein Land durch ſolche Art von ati. 
0 lle 55 en regiert? Kann dabei der Rechisſi 0 
* olkes beſtehen? Gehen Sie (zur Minſſterbankin 
et) dem Lande voran, indem Sie dem Rechte ge n Re 
Ihre Achtung bezeugen und ihm nicht Meinun, = 
dupfuutren, zu denen Sie weder durch Ihren Beruf 5 


du g 
Und bre Vergangenbelt berufen fin! ( ebbaſtes Bras) 


lage dagen Sie nicht die Preſſe an, daß ſie die 
Cine neunte, der Religion und der Ele Ai, 1 
der dan sches Bravo.) Zehn Jabre habe ich nach Kräften 
ren . Verderben eimer ſolchen Regierung gewarnt! 
Land N es von der Tribüne aus, es iſt unmöglich ein 
ae. rg in dieſen Formen (Beifalh. N 

= t zunächſt namentliche Abitimmung übe 
ft — 1. der Referenten. Das Refuliat der ab: 

bmung iſt die Annahme deſſelben mit 278 gegen 30 


Stimmen. Antrag 11. Nr. 1 und 2 werden mit großer 
Majorität durch Auffteben und Sitzenbleiben angenom⸗ 
men. Ueber Antrag II. Nr. 3 (Verfaſſungewidrigkeit der 
Verordnung) wird wiederum namentlich abgeſtimmt. 

Das Reſultat der Abtimmung iſt die Annahme auch 
dieſes Antrags wit 269 gegen 46 Stimmen. 

Der Antrag der Referenten ift in allen ſeinen Punkten 
angenommen und wird der Präſident von d eſem Be. 
ſchluſſe ſofort dem Staateminifter wie dem Herrenhauſe 
Mittheilung machen. Die von den Referenten erwähnten 
Petitionen erachtet das Haus durch ſeine eben gefaßten 
Beſchlüſſe für erledigt. — Nächſte Sitzung: Montag 
12 Uhr. Tagesordnung: Wablprüfungen. 

Schluß der Sitzung: 53 Uhr. 


Rund ſ ch a u. 
Berlin, 20. November. 

— Freiherr Georg von Vincke, den die diesmali⸗ 
gen Wahlen übergangen haben, hat ſich auf ſein 
Stammſchloß in der Nähe von Hohenſyburg zurüd- 
gezogen und läßt daſſelbe durch den renommirten 
Baumeiſter Giovanini aus Hagen reſtauriren. 

— Unter den Druckſachen des Abgeordnetenhauſes 
befindet ſich ein Antrag von Schulze⸗Delitzſch, v. Car⸗ 
lowitz und Genoſſen, mit 93 Unterſchriften beider 
liberaler Fractionen verſehen, der behufs Information 
des Hauſes wegen der bei den letzten Wahlen vorge: 
kommenen geſetzwidrigen Beeinfluſſung und der Ver⸗ 
kümmerung der verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit, ge⸗ 
mäß dem Artikel 82 der Verfaſſung die Niederſetzung 
einer Commiſſion zur Unterſuchung der Thatſachen 
bezweckt. 3 


Nachrichten aus Poſen und Polen. 


Von der polniſchen Grenze, 16. Nov., wird 
der „Oſtſ. Zig.“ berichtet: Seit der proviſoriſchen Ueber- 
nahme der Statthalterſchaft durch den General Grafen 
Berg beſteht im Königreiche Polen die Anordnung, daß 
neben den Truppen ⸗Detachements, deren Zweck die Ber 
kämpfung der vorhandenen Zujurgemten« Abıheilungen, 
mithin ein rein militafriſcher iſt, auch fliegende Kolonnen 
zu adminiſtrativen Zwecken, namentlich zur exekutiviſchen 
Beitreibung der Steuern, zur Vornahme von Reviſionen 
und Verhaftungen von polltiſch kompromittirten Per⸗ 
ſonen u. ſ. w., das Land nach allen Richtungen durch⸗ 
ſtreifen. Für beide Arten von militairſchen Kolonnen 
hat General Graf Berg neuerdings verſchärfte Inſtruc⸗ 
tionen erlaſſen, die an Strenge der Murawiewſchen 
durchaus nicht nachſtehen und darauf berechnet ſind, den 
Au'ſtand in möglichſt kurzer Zeit mit Gewalt zu unter⸗ 
drücken. So find die Kreis⸗Militair⸗Chefs angewieſen, 
zur Bekämpfung der in ihrem Kreiſe vorhandenen Juſur⸗ 
gentem-Abtheilungen mindeſtens 2—3 Detachements von 


eniſprechender Stärke fortwährend im mob len Zuſtande 


zu erhalten, die in Verbindung mit einander zu operiren 
und die Snfurgenten » Abtheilungen jo lange unabläſſig 
zu verfolgen und zu attaquiren haben, bis die vollſtän⸗ 


dige Vernichtung derſelten erreicht iſt. Dabei wird aller- | 


dings den Truppen ⸗Commandeuren ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht, nicht zu dulden, daß verwundete oder 
gefangene Inſurgenten von den dur die Hitze des 


Kampfes aufgeregten Soldaten gemißhandelt werden. | 


Die Grundfäge der Menſchlichkeit fol ſelbſt dann nicht 


verletzt werden, wenn von Inſurgenten gegen verwundete 
oder gefangene ruſſiſche Soldaten Graujamfeiten verübt | 


find. Die Befeblshaber der fliegenden Kolonnen find 


u. d. beauftragt, die Städte, Dörfer und Wohnungen 


der Guröbefiger in dem ihnen zugewieſenen Bezirk 


wiederholt zu veſuchen und die Einwohner zu verifiziren. 


Finden ſie bei dieſen Beſuchen fremde oder verdächtige 


Perſonen, jo find nicht blos dieſe, ſondern auch die be= | 
treffenden Bürgermeiſter, Schulzen, Woyte und Guts⸗“ 


Beſitzer zu verhaften und vor das Kriegsgerſcht zu ſtellen. 
Eine andere Vorſchrift befiehlt den Commandeuren der 
zu adminiſtrativen Zwecken ausgeſendeten Kotonnen, in 
den in ihrem Bezirk gelegenen Städten, Dörfern und 
Wohnungen von Gutsbefigern wiederholte Repiſionen 
vorzunehmen und namentlich nach für Iufurgenten be- 
ſtimmten Waffen, Bekleidungs⸗Gegenſtänden und Lebens⸗ 


mitteln zu ſuchen. — Die politiſchen Hinrichtungen im 


Königreich Polen mehren ſich. Seit Anfang dieſes 
Monais find öffentlich auf Marktpläpen kriegsrechtlich 
gehängt worden: in Sieradz Joſeph Andros zek, Joſeph 
Kierski, Andreas Kryczka, Anton Sowinskl; in Kikot, 
im Kreiſe Lipno, Joſeph Switalski; in Wroelaweck Joh. 
Koztowski, Joſ. Vorkowski; in Lenczye Krzymowski und 


Niedzialkowski. Die Hingerichteten waren meiſt ſage⸗ 


nannte darmen oder hatten ſich am Aufitande- 
betheiligt. — In der Nähe von Krakau wurden am 
12. d. zwei mit großen Spiritus⸗Tonnen beladene vier⸗ 
fpännige Wagen angehalten und einer Reviſion unter⸗ 
worfen. In den Tonnen fanden ſich 120 Gewehre 
mit Baponetten, 45 Kavalleriefäbel und eine große 
Menge Kugeln. Die drei Begleiter dieſer Wagen würden 
verhaftet. 2 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 21. November. 


e Im „Danziger Handwerker⸗Verein“ hält 


Montag den 23. d. M. Herr Oberlehrer Schmidt (St. 
Johannis Schule) einen Vortrag: „über Phidias und 
griechiſchen Tempelbau“, wobei der Grundriß des Zeus 


Tempels zu Olympia und des Parthenon's gezeigt 


werden wird. Daß die architectoniſche Schönheit Danzigs 
unſere intelligenten Handwerker lebhakrintereſſiren muß, 
wer wollte es leugnen? Andrerſeits aber bieten ſowohl 
unſere Pfarrkirche, wie unſer hohes Thor, ja ſelbſt die 


Vorderſeite des ſonſt unſchönen Theaters manche Geſichts⸗ 
punkte, um den Blick auch nach dem fernen Alterthum 
zu richten, dem wir doch die Entſtehung der doriſchen 
und corintbiſchen Säulen verdanken. So dürfte denn 
auch die Wahl jenes Themas eine günſtige fein und der 
Verein einen fehrreichen Abend zu erwarten baben. 
Poidias, des Bildners, Statue der Athene machte in 
ibrer Beſchreibung ja immer ſchon auf jugendliche 
Gemütber großen Ein druck! — Ferner wird Hr. Pr. Se mon 
an demſelben Abend noch über „Zweck und Einrichtung 
der Lebens verſicherungen für Arbeiter“ ſprechen und von 
deren Wohlthärigkeit auch die minder Gläubigen öber⸗ 
zeugen. Bis zu Ende dieſes Jabres find. ſämmiliche 
Vorträge des „Handwerker⸗Vereins“ durch den Vorſtand 
bereits feſtgeſtellt. 

— Nachdem der unferer Provinz angehörende Dich ter 
Sehring im Septbr. d. J. zu Zoppot, Neufahrwaſſer 
und auch in biefigen Schulen Vorträge gehalten, beab⸗ 
ſichtigte derſelbe, auch ſolche für das größere Publikum 
bierjelbft zu arrangiren. Leider ift ſeine Abſicht durch 
Kränktichkeit vereitelt worden. Um ſo wünſchenswerther 
iſt es, daß man ſeinen gedruck en Werfen, die in den 
hieſigen Buchhandlungen zu kaufen ſind, eine erhöhte 
Aufmerkſamkeit ſchenken möge. Die Gedichte Sebring's, 
welche ſauber gedruckt und elegant eingebunden ſind 
eignen ſich ſehr gut zum Weihnach sgeſchenk. 

— Herr Director Dr. Kreiſſig aus Elbing beab⸗ 
ſichtigt in nächſter Zeit über die neueſte Geſchichte 
Italiens hier in Danzig Vorleſungen zu halten. Der 
für dieſe Vorleſungen gewählte Gegenſtand iſt jedenfalls 
ſehr intereſſant, aber auch gewiß eben ſo ſchwierig. Es 
gehört in der That eine Art von Prophetengabe dazu, 
um eine tiefgreifende Bewegung, in welcher wir uns noch 
thatſächlich befinden, vom hiſtoriſchen Standpunkte aus 
in einer Weiſe zu bebandeln, die den Gegenſtand nicht 
in einem verzerrten Bilde erſcheinen läßt. Indeſſen hat 
Herr Director Dr. Kleiſſig einen fo guten literariſchen 
Ruf durch ſein Buch über Shakeſpeare, daß wir von 
ihm das Beſte erwarten dürfen. 


— —— — — — 
Am Gedächtnißtage der Verſtorbenen. 


An unſern Todtenhügeln Intern wir nieder, 
Wo wir den Staub zum Staube ernſt geſellten: 
Was wir geliebt, es lebt in beſſern Welten, 
Unb hochbeglückt einſt finden wir uns wieder! 


Warum denn ſollten troſtlos wir beklagen, 
Die ſchon die Weihe Seeliger empfingen, 
Die uns voran zum höhern Leben gingen, 
Aus dieſes Erdenwallens dunkeln Tagen! 


Sie ſind die Glücklichen! denn unſ're Thränen 
Sind Jeugniß nur von umfern eignen Schmerzen, 
Die überquellen aus dem bangen Herzen, 

Das ſich vertaffen und verwaiſ't mag wähnen. 


Drum wenn der Gram zu feſt die Bruſt umkette, 
Dann ſei der Blick vertrauungsvoll nach Oben, 
Wo fie im Lichte wandeln, aufgehoben: 

Denn dort iſt ja die rechte He 


Noch bluten viele friſch geſchlag'ne Wunden 
Im Herzen, die des Todes Pfeil getroffen; 
Und manches ſchöne, frohgenährte Hoffen 
Sit in des Graves offnem Sch ooß verſchwunden: 


Doch nur den Grüften opfre unſ're Trauer 
Die Thränen um den Staub, den wir verloren — 
Das Geift’ger lebt, zum Leben neugeboren, 

In unſ'rer Liebe und Erinn'rung Dauer. 


und wenn wir beut der Todten Urne kränzen, 
Des Glück's gedenkend, das für uns verronnen, 
So wird das Licht, in dem fie jetzt ſich ſonnen, 
Als Glaub' und Hoffnung unſern Schmerzumglänzen. 
Nein 1 nicht das Ewige wollen wir beweinen ! 
Der irdiſchen Geſtaltung ſei die Klage: 
Das Höh're wird, bei unſ'rer Sebnſucht Frage, 
In Freud und Leid, mitfühlend, uns erſcheinen ! 
£uife v. Duisburg. 
—— 
Vermiſchtes. - 


zu 8 
„e Gegen zwei der befannteften Abgeordreten Be 
einigen 


Beute zu erjigen, noch immer ganz ruhig unter den 
aus dem Opernhaus ſtrömenden Perſonen umher, als 


ihn der auf ihn aufmerkſam gemachte Polizeibeamte beim 
Kra en halte. Bei dem Diebe wurde die fo eben geitob- 
lene Uhr gefunden und in ihm der ſehr berüchtigte Ta⸗ 
ſchendieb Hermann erkannt. Die Criminalpolizei veobach— 
tete ihn längſt auf Tritt und Schrift, aber nie in den 
letzten Monaten war es ihr gelungen, ibn auf der That 
zu ertappen. Daß Hermann der Menſch iſt, der alle 
die Taſchendiebſtähle der letzten Wochen begangen bat, 
bei denen Uhren von den Ketten abgeſchnitten worden 
ſind, darüber iſt die Criminalpolizei jetzt nicht mebr in 
Zweifel. Der zweite Abgeordnete, dem ein Diebſtabl 
zugefügt worden, iſt Hr. v. Bockum ⸗Dolfſs. Aus 
feiner in der Alten Jakobſtraße belegenen, durch Unvor⸗ 
ſichtigkeit ſeiner Leute offen gelaſſenen Wohnung hat ihm 
ein Gelegenheitsdieb eine Menge werthvollen Silberzeugs 
ntwendet. 


—— — — —— : nn 
Kirchliche Nachrichten vom 9. bis 16. Novbr. 
St. Eliſabeth. Aufgeboten: Reſerviſt Auguſt 
Schwarz mit Izfr. Wilhelmine Selaff a. Kl. Trampken. 
Geſtorben: Frau Gencralin v. Imhoff, 54 J., 
Bruſtwaſſerſucht. Grenadier Friedr. Niet, 22 J. 10 M. 
14 T., Lungenſchwindſucht. Grenadier Herrmann Holz, 
20 FJ. 9 M. 26 T., Typhus. 

St. Barbara. Getauft: Schleſſergeſ. Schadowski 
Zwillinge Tochter Emma Alwine Ferdinande und Sohn 
Emil Rudolph Ferdinand. Schloſſergeſ. Stegmann Tochter 
Leuiſe Roſalie Hedwig. Maurergeſ. Benkmann Techter 
Friederike Wilhelmine Hedwig. Korbmachergeſ. Peuker 
Sobn Otto Eduard Berthold. 

Aufgeboten: Scloſſermſtr. Friedr. Auguſt Anton 
Brandt mit Wwe. Florentine Emilie Forin geb. Bölke. 
Herr Heinr. Aug. Hübner mit Jzfr. Juſtine Elifaberh 
Goͤrgens. 

Geſtorben: Geſchäfts-Commiſſionair Robert Carl 
Sch. Blindew, 40 J. 6 M., Schlaafluß. Schiffszimmere 
gef. u. Eigenthümer Martin Gottfried Ziebuhr, 66 J, 
Bruſtkrankheit. Eigenthümer Leſfing Tochter Emili⸗ 
Maraarethe, 2 M., Krämpfe. 

Himmelfahrts: Kirche zu Nenufahrwaſſer., 


Getauft: Böltchermeiſter Mittenzwei Sehn Walter 
Reinhold Hugo. 
Aufgeboten: Schiffszimmermann Friedrich Albert 


Baliteim mit Jafr. Amalia Maria Lemke. 

St. Nicolai. Getauft: Buchbindermſtr. Krobn 
Tochter Margareiha Catharina. Zimmergeſ. Nierzalewski 
Sohn Robert Johann Auguft. Berniteinarbeiter Neumann 
Sobn Friedrich Wilhelm Ferdinand. 

Geſtocben: Wittwe Dorothea Bröske geb. Marſcha ll 
83 J., Altersſchwäche. 

Karmeliter. Getauft: Zimmergeſ. Macholl aue 

Miggau Tochter Johanna Julianna. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


20 4] 339,79 49 [Süd mäßig, Zenith klar, 
imm bewölkt. 
216088 338,90 25 [Süd flau, dick mit Nebel. 
121 338,00 36 [WS W. do. bew. Himmel. 


Schiffs-Uapport aus Neufahrwaſſer. 
Angekommen am 20. November: 
1 Schiff m. Ballaſt. 
Gieſegelt: 6 Schiffe mit Holz und 6 Schiffe m. 
Getreide. 
Angekommen am 21. November. 

Leith, Counteſſ of Caithneſſſ, v. Lybſter; u. Munroe, 
Kate, v. Loſſiemouth, m. Heeringen. Jouſen, Anne Ma ie, 
v. Ardreſſan, m. Kohlen. — Ferner 5 Schiffe m. Ballaſt. 

In der Rhede: Schwarz, Prinzeß Victoria, v. 
Wiborg, m. Holz nach Bordeaux beſtimmt; wegen Mangel 


viant, 
a : 1 Schiff m. Getreide. 
Kuff. 


Ankommend: 1 Wind: SW. 


—— — — 
Börfen-Perkäufe zu Danzig am 21. November. 
Weizen, 220 Lait, 133pfd. fl. 440; 133. 3 4pfd. fl. 425, 
fl. 435; 132. 38 pfd. fl. 415, 420, 430; 130 3 pid. 
fl. 400, 402, 415, 425; 127. 28pfb. fl. 410; 129 fd. 
fl. 385 Alles pr. 8öpfd. 

Roggen, friſch. 125.26pfd. fl. 2385, 240 pr. 813 
reſp. 125pfd. 

Gerſte, große, 118pfd. fl. 231; kleine 109 pfd. fl. 204. 


Bahnpreife zu Danzig am 21. November. 
Weizen 125 —130pfd. bunt 57—67 Sgr. 
125—134pfd. hellbunt 62—75 Sgr. 
Roggen 124 —130pfd. 39—.40 Sgr. pr. 125pfd. 
Eroſen weiße Koch- 46 —48 Sgr. 
do. Futter- 42—45 Sgr. 
Gerſte kleine 106 —114pfd. 32—37 Sgr. 
große 112 —120pfd. 35—39 Sgr. 
Hafer 70 —80pfd. 24—26 Sgr. 
Spiritus 134 Thlr. 


Bf. Br. Stv. 
Pr. Freiwillige Anleigge 44 — | — 
Staats- Anleihe v. 1859. 5 | 1024 1101 
Staats- Anleihen v. 1854, 55, 57. 41 99} | 98 
do. v. 18589 44 99, 98 
do. v. 18588 4 99 98 
do. v. 1850, 1852 . 4 964 — 
do. BB 9 Pa 
ne, BAER ‚sung, Su 9046 — 
Staate -Schuldſcheine 2 . 31 84} | 83 
Prämien -Anleibe v. 18858. 31 118 117 


Angekommene Fremde. 
Im Engliſchen Hauſe: 

Landſchafts Director v. JIꝛskewski a. Pleck. Lieut. 
u. Rittergutsbeſ. Süffens a. Gr. Gelmkau. Die Gutes 
Berger v. Zſelinski a. Berlin u. Grabinski a. Breslau. 
Die Kaufl. Simſon a. Suhl, Badt u. Jomain a. Berlin, 
Brinkmann a. Glauchau u. Mid I a. Frankfurt a. M. 

Hotel de Zerlin 

Die Kaufl. Weſtpbal a. Berlin, Bingler a, Kerbit 
u. Wentzlaff a. Schweidnitz. Gaſthofsbeſizer Salewe ki 
a. Marienwerder. 

Walter's Hotel: 

Die Gutsbeſ. v. Lyskowski a. Grzybno und 
v. Geckoweki a. Czekanczo. Adminiſtrator Koch aus 
Dirſchau. Die Kaufl. Schmieder a. Meerane, Krupinefi 
u. Liebenſtein a. Graudenz u. Böden a. Berlin. Fräul. 
A. Meyer a. Neuſtadt. 

Hotel zum Kronprinzen: 

Concertmeiſter Schavler a. Magdeburg. Frau Hotel⸗ 
Beſitzerin Schindler n. Fräul. Schweiter und Tapezierer 
Seeger a. Graudenz. 

Hotel d' Oliva: 

Gutsbeſ. Kochenrath a. Grünwieſe. Die Kaufleute 
Schultze a. Berlin, Carlömfeld a. Solingen und Bauer 
a. Breslau. Poſtkeamter Krampitz a. Königsberg. 

Hotel de Thorn: 

Hauptmann a. D. u. Gutsbeſ. Hevelke n. Gattin 
a. Warzenkow. Die Kaufl. Appelius a. Cbemnitz, Zips⸗ 
bauſen a. Remſcheid, Jacety, a. Neuteich, Schulz aus 
Cbemniß, Ronmann a. Prenzlau, Menzel a. Berlin u. 
Zietben a. Stungart. Rentier Augſtin n. Frl. Tochter 
a. Pelplin. Commis Grünmüller a. Eibing. 

Deutſches Haus: 


Poſtdirector a. D. Bandike a. Danzig. Gutskeſ. 
v. Zelewski n. Fam. a. Neuſtadt. Kaufmann Seidler 
a, Berlin. Fabrikant Grauberr a. Breslau. Oekonom 


Münab im a. Oſik. Müpdlenbeſ. Teubert a Königsberg. 


Bekanntmachung. 
Die Auszahlung der Servisvergütigung 
für die ſtangehabte Natural⸗Einquartirung wird am 
Montag, den 23., 
Dienſtag, den 24. und 
Mittwoch, den 23. d. M., 


auf unſerer Kämmerei⸗Hauptkaſſe 
gegen Vorzeigung der Quartier-Billets ſtattfinden; 
wovon die betheiligten Hauseigenthümer hiemit in 
Kenntniß geſetzt werden. 
Danzig, den 20. November 1863. 
Der Magiſtrat. 


Stadt- Theater zu Danzig. 

Sonntag, den 22. Nevbr. (Abonnement suspendu.) 
Maria Stuart. Trauerſpiel in 5 Akten v. Schiller. 

Montag, den 23. November. (3. Abonnement No. 6.) 
Zum erſten Male: Das verlorene Paradies. 
Luſtſpiel in 1 Akt von Oito. Hicgauf: Zum eriten 
Male: Ein ſchweres Geſtändniß. Luſtſpiel in 
1 Akt von L. Creliſger. Zum Schluß: Zum erſten 
Male: Die böſe Nachbarin. Komiſche Oper in 
1 Alt von 3. C. Klerr. 


Rathswein Keller. 


Sonnabend den 21. November c.: 


Aoss des Gone 


von der Capelle des Hrn. Muſildirector Laade. 
Anfang 7½ Uhr. Entree 2˙½ Sgr. 


Mäuſe, Wanzen u. ihre Brut, 
atten, Schwaben, Franzoſen x. ver- 
zeugung und Liähriger Garantie. 


tilge mit augenblicklicher Ueber: 
Wilh. Dreyling, 


Königl. appr. Kammerjäger, 
Heil. Geistzasse 60, vis-h-vis deim Gewerbebauſe. 


14,000 Thlr. werden zur 1. Sıelle auf ein Gut 
bei Danzig, welches mit 48,000 Thlr. abgeſchätzt iſt, 
ſofert geſucht und Meine Peſten auf ſichere Wechſel 
vergeben durch P. Pianou ski, 

Poggenpfuhl 22. 
Güter, Hofbeſitzuugen, Brauereien, Mühlen⸗ 


Grundſtücke und Gaſthänſer in On- uud Weſt⸗ 
Preußen weiſet zum Verkauf nach a 


PF. Pian ots ki, 


Bekanntmachung. 

Der ſogenannte Weißhöfer Auſſendeich von 258 Mor⸗ 
gen 75 QR. preuß. und die dazu gehörige kleine 
Heubuder Kampe (auch Kirrbaken genannt) vo 
14 Morgen 106 OR, preuß. ſollen vom 2. Februar 
1864 ab anderweitig auf 6 Jahre zur Verpachtung 
geſtellt werden. 

Der vorlängs der todten Weichſel ſich hinziehende 
Theil des Pachtſtücks eignet ſich ganz beſonders zur 
Anlage von Holzfeldern und ſonſtigen Lagerpläten 
zum Umarbeiten von Getreide p. p. Um daher de 
Berürfuiß nach derartigen in der Nähe der Stadl 
belegenen Plätzen Rechnung zu tragen; ſoweit dies 
die finanziellen Rückſichten geſtatten, wird die Aus 
bietung des Weißhöfer Auſſendeichs und des Kirrhaken 
zur künſtigen Pachtung alternativ in der Art erfo 
gen, daß 

a) zuerſt getrennt und unabhängig von einander 

einzelne Parzellen und demnächſt 

b) ungetheilt das ganze Pachtſtück 
zur Licitation geſtellt werden. 

Zu dieſem Behufe find 6 einzelne Parzellen un“ 
mittelbar an der Weichſel belegen, von denen die el 
2 Morgen 144 OR. preuß. und die fünf andert 
je 2 Morgen 40 OR. preuß. groß find, ausgeſel 
dert worden und werden dieſe ſechs Parzellen un 
tie kleine Heubuder⸗Kampe zu Holzfeldern oder 3 
ſonſtigen Lagerplätzen zumUmarbeiten von Getreide p., 
der dann noch verbleibende Theil des Auſſendel 
Landes von 244 Morgen 91 DR. preuß. aber z 
landwirtbſchaſtlichen Nutzung — einzeln zur Verpa 
tung gebracht werden. 1 

Dem Pächter der letzteren Fläche wird dabei 1 
Beſuzneß eingeräumt werden, an geeigneter Ste 
neben der Rosweyke ca. 4 Morgen pr. als Holz 
einzurichten und zu benutzen. 

Nachdem die Licitat'on der einzelnen Parzellen 92 
ſchloſſen, wird demnächſt die Ausbietung des ganze 
ungetheilten Pachiſtücks mit der Berechtigung erfolge 4 
daß geeignete Parzellen und namentlich auch die tue 
Heubuder⸗Kampe als Helzſelder und reſp. als Lage 
plätze zum Umarbeiten von Getreide p. p. veraftef 
pachtet werden dürfen. 

Der Licitations-Termin hierzu ſteht am 


Sonnabend, den 28. November & 
Vormittags von 10 Uhr as 


im hieſigen Rathhauſe vor dem Kämmerer und Start 
rath Herrn Strauß an, zu welchem Pachtluſtih 
mit dem Bemerken eingeladen werden, daß von 12 
Mittags neue Bicter nicht mehr zugelaſſen ne 
und Nachgebote nach Schluß des Termins unberl 

ſichtigt bleiben. 

Die ſpeciellen Verpachtungs⸗Bedin gungen mer 
in dem Termin bekannt gemacht und lönnen auch vo 
her in unſerem III. Geſchäfts⸗ Bureau einzeſch⸗ 
werden 


Danzig, den 6. November 1863. 
Der Magiſtrat. 


. . . 
In größter Auswahl find vorrätbig: 


0 
Volks⸗, Wand⸗&Notizkalender 


ſewie lantwirtbichaftl. Kalender für Hecren und 
Damen, Gartenkalender, Etuikalender, Termin“ 
Kalender für Juriſten, Aerzte, Geiſtliche und 
Verwaltungsbeamte, Damenkalender, Militalr“ 
Kalender, Schulkalender ꝛc., für 1864 bei 


Leon Saunier, 
Buchhandlung 
& für deutſche und ausländiſche Literatur. 
Ü In Danzig: Langgaſſe 20. 
In Elbing: Alter Markt 17. 
S r e e 


Ich wohne jetzt Johannisgaſſe Nr. 16 
A. W. v. Glowackh 


SS. 


* 


Poggenpfuhl Nr. 22. Büchſenmachermeiſter. 

Berliner Börfe vom 20. November 1863. 4 
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